
Satzu nq

vom 01 .01.2023

zur Anderung der Friedhofssatzung der Stadt Kirchheimbolanden vom 06.1 1.2019

Der Stadtrat Kirchheimbolanden hat aufgrund des $ 24 der Gemeindeordnung für Rheinland-
Pfalz (GemO) sowie der $$ 2 Abs. 3, 5 Abs. 2 und 6 Abs. 1 Satz 1 des Bestattungsgesetzes
(BestG) folgende Anderungssatzung beschlossen, die hiermit bekanntgemacht wird:

S 16 Abs. I wird wie folst neu qefasst

$ 16 Spezielle Wahlgrabstätten

(1) Gärtnerbetreute Grabanlage:
Gärtnerbetreute Grabanlagen sind gärtnerisch geschlossene Anlagen, die durch die
Stadt Kirchheimbolanden angelegt, gepflegt und abgeräumt werden. Je nach
Grabanlage werden Erd- oder Urnenwahlgräber zur Verfügung gestellt. Eine indivi-
duelle Grabgestaltung der Grabstätten ist ausgeschlossen. Grabschmuck anlässlich
der Beisetzung ist zulässig. Sonstiger Grabschmuck wird bei Bedarf von der Fried-
hofsvenryaltung entfernt. Die Gestaltung ist wie folgt geregelt:

Grabanlage Wolff:
o pro erworbener Grabstätte (2 Urnen oder 4 Urnen) ist ein dezentes, goldfarbenes,

aufgesetztes Symbol zulässig
. Nur aufgesetzte, goldfarbenen Beschriftung ist zulässig.

Grabanlage Guiliani:
o pro enruorbener Grabstätte (eine Urne oder 2 Urnen) ist ein dezentes, in einem

dunkeln Ton gehaltenes, aufgesetztes Symbol zulässig
. Nur aufgesetzte, in einem dunklen Ton gehaltene Beschriftung ist zulässig

Die Größe der Grabstätten bemisst sich an den örtlichen Verhältnissen. ln Urnen-
grabstätten dürfen die Urnen (runde Form) einen Durchmesser von höchstens 23 cm
haben. Das Nutzungsrecht an den gärtnerbetreuten Grabstätten kann bereits vor
Eintritt eines Bestattungsfalles erworben werden. Abweichend von $ 2 Abs. 2 dieser
Satzung können auch Personen, die hiernach nicht berechtigt sind, ein Nutzungs-
recht an einer Grabstätte auf einer gärtnerbetreuten Grabanlage erwerben.

Diese Anderungssatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in
Kraft.

eimbolanden, 01.01 .2023

F)
F6

a

x

(Dr
ürgermeister



Hinweis auf $ 24 Abs. 6 der Gemeindeordnung:
,,Satzungen, die unter Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der
Gemeindeordnung zustande gekommen sind, gelten ein Jahr nach der Bekanntmachung
als von Anfang an gültig zustande gekommen
Dies gilt nicht, wenn

1. die Bestimmungen über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung, die
Ausfertigung oder die Bekanntmachung der Satzung verletzt worden sind, oder
2. vor Ablauf der in Satz 1 genannten Frist die Aufsichtsbehörde den Beschluss
beanstandet oder jemand die Verletzung der Verfahrens- oder Form Vorschriften
gegenüber der Gemeindeverwaltung unter Bezeichnung des Sachverhalts,
der die Verletzung begründen soll, schriftlich geltend gemacht hat.

Hat jemand eine Verletzung nach Satz 2 Nr. 2 geltend gemacht, so kann auch nach Ablauf
der in Satz 1 genannten Frist jedermann diese Verletzung geltend machen."


